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W260 1429594-2/11E
Schriftliche Ausfertigung des am 21.12.2017 mundlich verkiindeten Erkenntnisses
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus BELFIN als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX, geboren am XXXX, Staatsangehdrigkeit Afghanistan, vertreten durch Verein Menschenrechte Osterreich, gegen
den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl, Regionaldirektion Niederdsterreich vom 12.09.2017, ZI.
XXXX, zu Recht erkannt:

A)
I. Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

Il. Spruchpunkt IV. des Bescheides des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl wird insoweit abgedndert, als dieser
zu lauten hat: GemalR § 55 Abs. 1 bis 3 FPG betragt die Frist fur Ihre freiwillige Ausreise zwei Wochen ab lhrer

Haftentlassung.
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B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Gang des Verfahrens:

1. XXXX (im Folgenden "der Beschwerdefihrer"), ein afghanischer Staatsangehoriger der Volksgruppe der Paschtunen,
stellte - nach schlepperunterstitzter unrechtmaliiger Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet - am 16.08.2012
einen Antrag auf internationalen Schutz.

2. Das Bundesasylamt (nunmehr Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl, im Folgenden "belangte Behdrde"),
AuBenstelle Traiskirchen, hat mit Bescheid vom 12.09.2012, AZ: 12 10.757-BAT, die Antrage auf internationalen Schutz
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten bzw. Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten gemal’ §8 3 und 8 AsylG abgewiesen und ausgesprochen, dass der Beschwerdefihrer gema 8 10
Abs. 1 Z 2 AsylG nach Afghanistan ausgewiesen wird.

3. Am 27.09.2012 erhob der Beschwerdefuhrer fristgerecht Beschwerde gegen den Bescheid des Bundesasylamtes in

vollem Umfang.

4. Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 23.10.2014, GZ. W160 1429594-1/9E, wurde die Beschwerde
hinsichtlich Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gem. 8 3 Abs 1 AsylG 2005 als unbegriindet abgewiesen,
hinsichtlich der Spruchpunkte Il. und Ill. gem. 8 8 Abs. 1 AsylG 2005 der Status des subsidiar Schutzberechtigten in
Bezug auf seinen Herkunftsstaat Afghanistan zuerkannt und eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum
22.05.2015 erteilt.

In der Begrindung fur die Gewahrung des subsididaren Schutzes fuhrte das Bundesverwaltungsgericht
zusammengefasst aus, dass der Beschwerdefuhrer aufgrund seiner personlichen Verhaltnisse - der Beschwerdefihrer
verflige Uber kein soziales Netzwerk in seinem Herkunftsstaat und lebte seit seinem achten Lebensjahr in Pakistan -
einer realen Gefahr im Sinne des Art. 3 EMRK ausgesetzt ware.

5. Mit Bescheid der belangten Behdérde vom 20.10.2015 wurde dem Beschwerdefihrer eine befristete
Aufenthaltsbewilligung bis zum 22.10.2017 erteilt.

6. Mit rechtskraftigem Urteil des Landesgerichtes fur Strafsachen Wien vom 24.05.2017 zu AZ 34 Hv 8/17v wurde der
Beschwerdefihrer wegen des Verbrechens der teils versuchter, teils vollendeter geschlechtlicher Notigung (88 15, 202

StGB) zu einer Freiheitsstrafe in der dauer von zwei Jahren verurteilt.

7. Mit Schreiben der belangten Behérde vom 24.07.2017 wurde dem Beschwerdefiihrer mitgeteilt, dass gegen ihn auf
Grund ein Aberkennungsverfahren zum zuerkannten subsididren Schutz eingeleitet wurde und ihm gleichzeitig die

Moglichkeit zur Stellungnahme gemal & 45 AVG eingerdumt.
8. Mit Schreiben vom 04.08.2017 kam der Beschwerdeftihrer der Aufforderung der belangten Behérde nach.

9. Mit dem angefochtenen Bescheid der belangten Behoérde wurde der dem Beschwerdefuhrer mit Erkenntnis vom
23.10.2014 zu GZ. W160 1429594-1/9E zuerkannte Status des subsidiar Schutzberechtigten gemaB 8 9 Abs. 1 AsylG
2005 von Amts wegen aberkannt (Spruchpunkt I.). Die mit Erkenntnis vom 23.10.2014 zu GZ. W160 1429594-1/9E
erteilte befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiar Schutzberechtigter wurde dem Beschwerdefiuhrer gemal3 8 9
Abs. 4 AsylG 2005 entzogen (Spruchpunkt II.). Ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswirdigen Grinden wurde
gemall 8 57 AsylG 2005 nicht erteilt. Es wurde gegen den Beschwerdefiihrer gemaRR§ 52 Abs. 2 Z 4 FPG eine
Riickkehrentscheidung erlassen, gemalR 8 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung gemalR§ 46 FPG nach
Afghanistan zulassig sei (Spruchpunkt lll.) und die Frist fur die freiwillige Ausreise 14 Tage ab Rechtskraft der
Riickkehrentscheidung betrage (Spruchpunkt IV.).

Im Rahmen der Beweiswurdigung wies die belangte Behdrde zusammengefasst insbesondere auf die rechtskraftige
Verurteilung des Beschwerdefiihrers hin. Ungeachtet der unsicheren Lage in der Heimatprovinz des
Beschwerdefiihrers sei festzuhalten, dass der Beschwerdefliihrer durchaus die Mdéglichkeit habe, in Kabul, Mazar-e-
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Sharif oder Herat zu leben und dort auch fir seinen Lebensunterhalt aufkommen kénnte. Ferner wurde auf die
Anderung der Judikatur und die Méglichkeit der Inanspruchnahme einer Rickkehrhilfe in Afghanistan verwiesen.

10. Im Rahmen der fristgerecht erhobenen Beschwerde gegen den Bescheid der belangten Behdrde wies der
Beschwerdefiihrer darauf hin, dass sich die Lage im Herkunftsland nicht verbessert hatte und dass der
Beschwerdefiihrer nach wie vor Uber kein soziales oder familidgres Netz in Afghanistan verflge. Ferner sei darauf
hinzuweisen, dass auch Kabul keinesfalls als sicherer Ort bezeichnet werden kénne.

11. Am 21.12.2017 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht unter Beziehung eines Dolmetschers fur die Sprache Farsi
eine offentliche mundliche Verhandlung statt, an welcher der Beschwerdefihrer mit seinem bevollmdchtigten
Vertreter im Beisein der Justizwache teilnahm. Die belangte Behdrde blieb der Verhandlung entschuldigt fern. In der
mundlichen Beschwerdeverhandlung fuhrte der Beschwerdeflhrer aus, dass ein Onkel von ihm in Osterreich lebe und
seine Familie unterstltze, seit er im Gefangnis ist. Sechs Monate nach seiner Inhaftierung sei er mit seiner Cousine
mutterlicherseits verlobt worden. Seine Familie hatte kein Geld und seine Mutter krank. Er bereue was er getan habe.
Der bevollméachtigte Vertreter des Beschwerdeflhrers flhrte in einer mindlichen Stellungnahme aus, dass im Falle
einer Abschiebung weiterhin, wie bereits mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes festgestellt, eine reale Gefahr
der Verletzung der Rechte aus Art. 3 EMRK bestehe. Allenfalls gedanderte Rechtsprechung kénne daran nichts andern.
Das Erkenntnis wurde mundlich verkindet. Der Beschwerdefihrer begehrte in der mundlichen
Beschwerdeverhandlung die schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses.

Die Niederschrift wurde der belangten Behdrde Gbermittelt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

1.1. Feststellungen zur Person und den persdnlichen Umstanden des Beschwerdefihrers:

Der Beschwerdefuhrer fuhrt den Namen XXXX und ist am XXXXXXXX geboren.

Er ist Staatsangehdriger von Afghanistan, Angehoriger der Volksgruppe der Paschtunen und sunnitischer Muslim.

Der Beschwerdeftuhrer, in der Provinz Nangahar geboren, hat Afghanistan im Alter von acht Jahren mit seiner Familie
verlassen und lebte bis zu seiner Ausreise in Pakistan.

Der Beschwerdeflihrer musste in Pakistan nicht arbeiten. Sowohl seine Onkel als auch sein alterer Bruder haben im
Zeitpunkt des Aufenthaltes des Beschwerdefiihrers in Pakistan gut verdient und die Familie unterstutzt.

Der Beschwerdefihrer spricht ein wenig Deutsch. Der BeschwerdefUhrer verfligt Uber geringe Kontakte zur
einheimischen Bevolkerung. Ein Onkel und eine Tante des Beschwerdefiihrers sind in Osterreich aufhiltig. Dieser
Onkel unterstitzt die Familie in Pakistan. Der Beschwerdefiihrer steht in Kontakt zu seiner Familie in Pakistan.

Dem Beschwerdefihrer wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 23.10.2014 zu GZ W160 1429594-
1/9E der Status eines subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat zuerkannt und ihm eine
befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt, die in der Folge mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl
vom 20.10.2015 bis zum 29.05.2017 verlangert wurde.

Der Beschwerdefihrer weist in Osterreich folgende strafgerichtliche Verurteilung auf:

Rechtskraftiges Urteil des Landesgerichtes fur Strafsachen Wien vom 24.05.2017 zu AZ 34 Hv 8/17v wegen teils
versuchter, teils vollendeter geschlechtlicher Notigung (88 15, 202 StGB) in 14 Fallen.

Dem Beschwerdeflhrer wirde zwar bei einer Ruckkehr nach Afghanistan in seine Heimatprovinz Nangarhar ein
Eingriff in seine korperliche Unversehrtheit drohen, jedoch liefe der Beschwerdefiihrer bei einer Ruckkehr nach
Afghanistan und einer Ansiedlung in der Stadt Kabul nicht Gefahr, grundlegende und notwendige Lebensbedirfnisse
wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht befriedigen zu koénnen und in eine ausweglose bzw.
existenzbedrohende Situation zu geraten.

Es kann insgesamt nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeflihrer im Falle einer Rickkehr nach Afghanistan aus
Grunden der Rasse, der Religion, der Nationalitat, der Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen
seiner politischen Ansichten von staatlicher Seite oder von Seiten Dritter bedroht ware.

Es kann nicht festgestellt werden, dass dem Beschwerdefihrer im Falle der Riickkehr in die Stadt Kabul ein Eingriff in



seine korperliche Unversehrtheit drohen wirde.

Bei einer Ruckkehr in seinen Herkunftsstaat kann er mit finanzieller Hilfe seiner in Pakistan und im Bundesgebiet
befindlichen Verwandten rechnen. Mit dieser Unterstitzung ist ihm der Aufbau einer Existenzgrundlage in Kabul
moglich. Seine Existenz kdnnte er dort - zumindest anfanglich - mit Hilfs- und Gelegenheitsarbeiten sichern. Seine
Existenz kdnnte er dort - zumindest anfanglich - mit Hilfs- und Gelegenheitsarbeiten sichern. Er ist auch in der Lage, in
Kabul eine einfache Unterkunft zu finden. Der Beschwerdefihrer hat zundchst auch die Mdglichkeit, finanzielle
Unterstitzung in Form der Ruckkehrhilfe in Anspruch zu nehmen.

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeflihrer im Falle der Rickkehr in die Stadt Kabul Gefahr liefe,
grundlegende und notwendige Lebensbedtrfnisse wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft nicht befriedigen zu
kdénnen und in eine ausweglose bzw. existenzbedrohende Situation zu geraten.

Der Beschwerdefihrer ist gesund und arbeitsfahig.

Der Beschwerdefiihrer kann die Stadt Kabul von Osterreich aus sicher mit dem Flugzeug erreichen.
1.2. Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat:

Auszlige aus dem Landerinformationsblatt der Staatendokumentation, vom 25.09.2017:

1.2.1. Sicherheitslage

Die Sicherheitslage ist beeintrachtigt durch eine tief verwurzelte militante Opposition. Die afghanische Regierung
behalt die Kontrolle Uber Kabul, groRBere Bevolkerungszentren, Transitrouten, Provinzhauptstadten und den Grolf3teil
der Distriktzentren. Die afghanischen Sicherheitskrafte zeigten Entschlossenheit und steigerten auch weiterhin ihre
Leistungsfahigkeit im Kampf gegen den von den Taliban gefihrten Aufstand. Die Taliban kampften weiterhin um
Distriktzentren, bedrohten Provinzhauptstadte und eroberten landesweit kurzfristig Hauptkommunikationsrouten;
speziell in Gegenden von Bedeutung wie z.B. Kunduz City und der Provinz Helmand (USDOD 12.2016). Zu Jahresende
haben die afghanischen Sicherheitskrafte (ANDSF) Aufstandische in Gegenden von Helmand, Uruzgan, Kandahar,
Kunduz, Laghman, Zabul, Wardak und Faryab bekampft (SIGAR 30.1.2017).

In den letzten zwei Jahren hatten die Taliban kurzzeitig Fortschritte gemacht, wie z.B. in Helmand und Kundugz,
nachdem die ISAF-Truppen die Sicherheitsverantwortung den afghanischen Sicherheits- und Verteidigungskraften
(ANDSF) Ubergeben hatten. Die Taliban nutzen die Schwachen der ANDSF aus, wann immer sie Gelegenheit dazu
haben. Der IS (Islamischer Staat) ist eine neue Form des Terrors im Namen des Islam, dhnlich der al- Qaida, auf
zahlenmaRig niedrigerem Niveau, aber mit einem deutlich brutaleren Vorgehen. Die Gruppierung operierte
ursprunglich im Osten entlang der afghanisch-pakistanischen Grenze und erscheint, Einzelberichten zufolge, auch im
Nordosten und Nordwesten des Landes (Lokaler Sicherheitsberater in Afghanistan 17.2.2017).

Mit Stand September 2016, schatzen Unterstlitzungsmission der NATO, dass die Taliban rund 10% der Bevolkerung
beeinflussen oder kontrollieren. Die afghanischen Verteidigungsstreitkrafte (ANDSF) waren im Allgemeinen in der Lage,
grofRRe Bevolkerungszentren zu beschitzen. Sie hielten die Taliban davon ab, Kontrolle in bestimmten Gegenden Uber
einen langeren Zeitraum zu halten und reagierten auf Talibanangriffe. Den Taliban hingegen gelang es, landliche
Gegenden einzunehmen; sie kehrten in Gegenden zurtick, die von den ANDSF bereits befreit worden waren, und in
denen die ANDSF ihre Prasenz nicht halten konnten. Sie flhrten auBerdem Angriffe durch, um das 6ffentliche
Vertrauen in die Sicherheitskrafte der Regierung, und deren Fahigkeit, fir Schutz zu sorgen, zu untergraben (USDOD
12.2016). Berichten zufolge hat sich die Anzahl direkter Schussangriffe der Taliban gegen Mitglieder der afghanischen
Nationalarmee (ANA) und afghaninischen Nationalpolizei (ANP) erhoht (SIGAR 30.1.2017).

Einem Bericht des U.S. amerikanischen Pentagons zufolge haben die afghanischen Sicherheitskrafte Fortschritte
gemacht, wenn auch keine dauerhaften (USDOD 12.2016). Laut Innenministerium wurden im Jahr 2016 im Zuge von
militarischen Operationen - ausgefihrt durch die Polizei und das Militar - landesweit mehr als 18.500 feindliche
Kampfer getotet und weitere 12.000 verletzt. Die afghanischen Sicherheitskrafte versprachen, sie wirden auch
wahrend des harten Winters gegen die Taliban und den Islamischen Staat vorgehen (VOA 5.1.2017).

Obwohl die afghanischen Sicherheitskréfte alle Provinzhauptstadte sichern konnten, wurden sie von den Taliban
landesweit herausgefordert: intensive bewaffnete Zusammenstéfle zwischen Taliban und afghanischen
Sicherheitskraften verschlechterten die Sicherheitslage im Berichtszeitraum (16.8. - 17.11.2016) (UN GASC 13.12.2016;



vgl. auch: SCR 30.11.2016). Den afghanischen Sicherheitskraften gelang es im August 2016, mehrere grole
Talibanangriffe auf verschiedene Provinzhauptstadte zu vereiteln, und verlorenes Territorium rasch wieder
zurlckzuerobern (USDOD 12.2016).

Kontrolle von Distrikten und Regionen

Den Aufstandischen misslangen acht Versuche, die Provinzhauptstadt einzunehmen; den Rebellen war es maoglich,
Territorium einzunehmen. High-profile Angriffe hielten an. Im vierten Quartal 2016 waren 2,5 Millionen Menschen
unter direktem Einfluss der Taliban, wahrend es im 3. Quartal noch 2,9 Millionen waren (SIGAR 30.1.2017).

Laut einem Sicherheitsbericht fur das vierte Quartal, sind 57,2% der 407 Distrikte unter Regierungskontrolle bzw. -
einfluss; dies deutet einen Rickgang von 6,2% gegenuber dem dritten Quartal: zu jenem Zeitpunkt waren 233 Distrikte
unter Regierungskontrolle, 51 Distrikte waren unter Kontrolle der Rebellen und 133 Distrikte waren umkampft.
Provinzen, mit der héchsten Anzahl an Distrikten unter Rebelleneinfluss oder -kontrolle waren: Uruzgan mit 5 von 6
Distrikten, und Helmand mit 8 von 14 Distrikten. Regionen, in denen Rebellen den gréf3ten Einfluss oder Kontrolle
haben, konzentrieren sich auf den Nordosten in Helmand, Nordwesten von Kandahar und die Grenzregion der beiden
Provinzen (Kandahar und Helmand), sowie Uruzgan und das nordwestliche Zabul (SIGAR 30.1.2017).

Rebellengruppen

Regierungsfeindliche Elemente versuchten weiterhin durch Bedrohungen, Entfihrungen und gezielten Tétungen ihren
Einfluss zu verstarken. Im Berichtszeitraum wurden 183 Mordanschlage registriert, davon sind 27 gescheitert. Dies
bedeutet einen Rlckgang von 32% gegenUber dem Vergleichszeitraum im Jahr 2015 (UN GASC 13.12.2016).
Rebellengruppen, inklusive hochrangiger Fihrer der Taliban und des Haqqani Netzwerkes, behielten ihre
Ruckzugsgebiete auf pakistanischem Territorium (USDOD 12.2016).

Afghanistan ist mit einer Bedrohung durch militante Opposition und extremistischen Netzwerken konfrontiert; zu
diesen zahlen die Taliban, das Haggani Netzwerk, und in geringerem Mal3e al-Qaida und andere Rebellengruppen und
extremistische Gruppierungen. Die Vereinigten Staaten von Amerika unterstitzen eine von Afghanen geflhrte und
ausgehandelte Konfliktresolution in Afghanistan - gemeinsam mit internationalen Partnern sollen die
Rahmenbedingungen flir einen friedlichen politischen Vergleich zwischen afghanischer Regierung und
Rebellengruppen geschaffen werden (USDOD 12.2016).

Zwangsrekrutierungen durch die Taliban, Milizen, Warlords oder kriminelle Banden sind nicht auszuschlieBen.
Konkrete Falle kommen jedoch aus Furcht vor Konsequenzen fir die Rekrutierten oder ihren Familien kaum an die
Offentlichkeit (AA 9.2016).

Taliban und ihre Offensive

Die afghanischen Sicherheitskrafte behielten die Kontrolle Gber groRe Ballungsraume und reagierten rasch auf jegliche
Gebietsgewinne der Taliban (USDOD 12.2016). Die Taliban erhéhten das Operationstempo im Herbst 2016, indem sie
Druck auf die Provinzhauptstadte von Helmand, Uruzgan, Farah und Kunduz ausibten, sowie die Regierungskontrolle
in SchlUsseldistrikten beeintrachtigten und versuchten, Versorgungsrouten zu unterbrechen (UN GASC 13.12.2016).
Die Taliban verweigern einen politischen Dialog mit der Regierung (SCR 12.2016).

Die Taliban haben die Ziele ihrer Offensive "Operation Omari" im Jahr 2016 verfehlt (USDOD 12.2016). Ihr Ziel waren
groRBangelegte Offensiven gegen Regierungsstltzpunkte, unterstitzt durch Selbstmordattentate und Angriffe von
Aufstandischen, um die vom Westen unterstlitze Regierung zu vertreiben (Reuters 12.4.2016). Gebietsgewinne der
Taliban waren nicht dauerhaft, nachdem die ANDSF immer wieder die Distriktzentren und Bevdlkerungsgegenden
innerhalb eines Tages zurlickerobern konnte. Die Taliban haben ihre lokalen und temporaren Erfolge ausgenutzt,
indem sie diese als grolle strategische Veranderungen in sozialen Medien und in anderen &ffentlichen
Informationskampagnen verlautbarten (USDOD12.2016). Zusatzlich zum bewaffneten Konflikt zwischen den
afghanischen Sicherheitskraften und den Taliban kdmpften die Taliban gegen den ISIL-KP (Islamischer Staat in der
Provinz Khorasan) (UN GASC 13.12.2016).

Der derzeitig Talibanfihrer Mullah Haibatullah Akhundzada hat im Janner 2017 16 Schattengouverneure in
Afghanistan ersetzt, um seinen Einfluss Uber den Aufstand zu stdrken. Aufgrund interner Unstimmigkeiten und
Uberldufern zu feindlichen Gruppierungen, wie dem Islamischen Staat, waren die afghanischen Taliban geschwacht.
hochrangige Quellen der Taliban waren der Meinung, die neu ernannten Gouverneure wirden den Talibanfihrer



starken, dennoch gab es keine Veranderung in Helmand. Die stdliche Provinz

- groRtenteils unter Talibankontrolle - liefert der Gruppe den Grof3teil der finanziellen Unterstitzung durch Opium.
Behauptet wird, Akhundzada hatte nicht den gleichen Einfluss Uber Helmand, wie einst Mansour (Reuters 27.1.2017).

Im Mai 2016 wurde der Talibanfihrer Mullah Akhtar Mohammad Mansour durch eine US- Drohne in der Provinz
Balochistan in Pakistan getotet (BBC News 22.5.2016; vgl. auch: The National 13.1.2017). Zum Nachfolger wurde Mullah
Haibatullah Akhundzada ernannt - ein ehemaliger islamischer Rechtsgelehrter - der bis zu diesem Zeitpunkt als einer
der Stellvertreter diente (Reuters 25.5.2016; vgl. auch:

The National 13.1.2017). Dieser ernannte als Stellvertreter Sirajuddin Haggani, den Sohn des Fuhrers des Haqqani-
Netzwerkes (The National 13.1.2017) und Mullah Yaqoub, Sohn des Talibangriinders Mullah Omar (DW 25.5.2016).

Haqggani-Netzwerk

Das Haqgani-Netzwerk ist eine sunnitische Rebellengruppe, die durch Jalaluddin Hagqgani gegriindet wurde. Sirajuddin
Haqggani, Sohn des Jalaluddin, fuhrt das Tagesgeschaft, gemeinsam mit seinen engsten Verwandten (NCTC o.D.).
Sirajuddin Haqgani, wurde zum Stellvertreter des Talibanfiihrers Mullah Haibatullah Akhundzada ernannt (The
National 13.1.2017).

Das Netzwerk ist ein Verblndeter der Taliban - dennoch ist es kein Teil der Kernbewegung (CRS 26.5.2016). Das
Netzwerk ist mit anderen terroristischen Organisationen in der Region, inklusive al-Qaida und den Taliban, verbindet
(Khaama Press 16.10.2014). Die Starke des Haggani-Netzwerks wird auf 3.000 Kampfer geschatzt (CRS 12.1.2017). Das
Netzwerk ist hauptsachlich in Nordwaziristan (Pakistan) zu verorten und fihrt grenzibergreifende Operationen nach
Ostafghanistan und Kabul durch (NCTC o.D.).

Das Haqqani-Netzwerk ist fahig - speziell in der Stadt Kabul - Operationen durchzuflihren; finanziert sich durch legale
und illegale Geschafte in den Gegenden Afghanistans, in denen es eine Prasenz hat, aber auch in Pakistan und im
Persischen Golf. Das Netzwerk fuhrt vermehrt EntfUhrungen aus - wahrscheinlich um sich zu finanzieren und seine
Wichtigkeit zu starken (CRS 12.1.2017).

Kommandanten des Haqggani Netzwerk sagten zu Journalist/innen, das Netzwerk sei bereit eine politische
Vereinbarung mit der afghanischen Regierung zu treffen, sofern sich die Taliban dazu entschlieBen wirden, eine
solche Vereinbarung einzugehen (CRS 12.1.2017).

Al-Qaida

Laut US-amerikanischen Beamten war die Prasenz von al-Qaida in den Jahren 2001 bis 2015 minimal (weniger als 100
Kampfer); al-Qaida fungierte als Unterstitzer fir Rebellengruppen (CRS 12.1.2017). Im Jahr 2015 entdeckten und
zerstorten die afghanischen Sicherheitskrafte gemeinsam mit US-Spezialkraften ein Kamp der al-Quaida in der Provinz
Kandahar (CRS 12.1.2017; vgl. auch: FP 2.11.2015); dabei wurden 160 Kampfer getotet (FP 2.11.2015). Diese Entdeckung
deutet darauf hin, dass al-Qaida die Prasenz in Afghanistan vergroRert hat. US-amerikanische Kommandanten
bezifferten die Zahl der Kampfer in Afghanistan mit 100-300, wahrend die afghanischen Behoérden die Zahl der
Kampfer auf 300-500 schatzten (CRS 12.1.2017). Im Dezember 2015 wurde berichtet, dass al-Qaida sich primar auf den
Osten und Nordosten konzertierte und nicht wie ursprunglich von US-amerikanischer Seite angenommen, nur auf
Nordostafghanistan (LWJ 16.4.2016).

Hezb-e Islami Gulbuddin (HIG)
IS/ISIS/ISIL/ISKP/ISIL-K/Daesh - Islamischer Staat

Seit dem Jahr 2014 hat die Terrorgruppe Islamischer Staat (IS) eine kleine Prasenz in Afghanistan etabliert (RAND
28.11.2016). Die Fihrer des IS nennen diese Provinz Wilayat Khorasan - in Anlehnung an die historische Region, die
Teile des Irans, Zentralasien, Afghanistan und Pakistan beinhaltete (RAND 28.11.2016; vgl. auch:

MEI 5.2016). Anfangs wuchs der IS schnell (MEI 5.2016). Der IS trat im Jahr 2014 in zwei getrennten Regionen in
Afghanistan auf: in den &stlichsten Regionen Nangarhars, an der AfPak-Grenze und im Distrikt Kajaki in der Provinz
Helmand (USIP 3.11.2016).

Trotz Bemuhungen, seine Macht und seinen Einfluss in der Region zu vergréBern, kontrolliert der IS nahezu kein

Territorium auBBer kleineren Gegenden wie z.B. die Distrikte Deh Bala, Achin und Naziyan in der 6stlichen Provinz



Nangarhar (RAND 28.11.2016; vgl. auch: USIP 3.11.2016). Zwar kampfte der IS hart in Afghanistan, um FuR zu fassen.
Die Gruppe wird von den Ansdssigen jedoch Groliteils als fremde Kraft gesehen (MEI 5.2016). Nur eine Handvoll
Angriffe fUhrte der IS in der Region durch. Es gelang ihm nicht, sich die Unterstitzung der Ansassigen zu sichern; auch
hatte er mit schwacher Fihrung zu kdmpfen (RAND 28.11.2016). Der IS hatte mit Verslusten zu kampfen (MEI 5.2016).
UnterstUtzt von internationalen Militarkraften, fuhrten die afghanischen Sicherheitskrafte regelmaRig Luft- und
Bodenoperationen gegen den IS in den Provinzen Nangarhar und Kunar durch - dies verkleinerte die Prasenz der
Gruppe in beiden Provinzen. Eine kleinere Prasenz des IS existiert in Nuristan (UN GASC 13.12.2016).

Auch wenn die Gruppierung weiterhin interne Streitigkeiten der Taliban ausnutzt, um die Prasenz zu halten, ist sie mit
einem harten Kampf konfrontiert, um permanenter Bestandteil komplexer afghanischer Stammes- und
Militarstrukturen zu werden. Anhaltender Druck durch US-amerikanische Luftangriffe haben weiterhin die
Moglichkeiten des IS in Afghanistan untergraben; auch wird der IS weiterhin davon abgehalten, seinen eigenen Bereich
in Afghanistan einzunehmen (MElI 5.2016). Laut US-amerikanischem AuBenministerium hat der IS keinen
sicherheitsrelevanten Einfluss auBerhalb von isolierten Provinzen in Ostafghanistan (SIGAR 30.1.2017).

Unterstltzt von internationalen Militarkraften, fihrten die afghanischen Sicherheitskrafte regelmaRig Luft- und
Bodenoperationen gegen den IS in den Provinzen Nangarhar und Kunar durch - dies verkleinerte die Prasenz der
Gruppe in beiden Provinzen. Eine kleinere Prasenz des IS existiert in Nuristan (UN GASC 13.12.2016).

Presseberichten zufolge betrachtet die afghanische Bevdlkerung die Talibanpraktiken als moderat im Gegensatz zu
den brutalen Praktiken des IS. Kdmpfer der Taliban und des IS gerieten, aufgrund politischer oder anderer Differenzen,
aber auch aufgrund der Kontrolle von Territorium, aneinander (CRS 12.1.2017).

Drogenanbau und GegenmaflRnahmen

Einkinfte aus dem Drogenschmuggel versorgen auch weiterhin den Aufstand und kriminelle Netzwerke (USDOD
12.2016). Laut einem Bericht des afghanischen Drogenbekampfungsministeriums, vergréRerte sich die Anbauflache fur
Opium um 10% im Jahr 2016 auf etwa 201.000 Hektar. Speziell in Nordafghanistan und in der Provinz Badghis,
verstarkte sich der Anbau: Blaumohn wachst in 21 der 34 Provinzen, im Vergleich zum Jahr 2015, wo nur 20 Provinzen
betroffen waren. Seit dem Jahr 2008 wurde zum ersten Mal von Opiumanbau in der Provinz Jawzjan berichtet.
Helmand bleibt mit 80.273 Hektar (40%) auch weiterhin Hauptanbauprovinz, gefolgt von Badghis, Kandahar und der
Provinz Uruzgan. Die potentielle Opiumproduktion im Jahr 2016 macht insgesamt 4.800 Tonnen aus - eine Steigerung
von 43% (3.300 Tonnen) im Gegensatz zum Jahr 2015. Die hohe Produktionsrate kann einer Steigerung des
Opiumertrags pro Hektar und eingeschrénkter Beseitigungsbemihungen, aufgrund von finanziellen und
sicherheitsrelevanten Ressourcen, zugeschrieben werden. Hauptsachlich erhdhten sich die Ertrage aufgrund von
vorteilhaften Bedingungen, wie z.B. des Wetters und nicht vorhandener Pflanzenkrankheiten (UN GASC 17.12.2016).

Zivile Opfer

Die Mission der Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA) dokumentiert weiterhin regierungsfeindliche Elemente,
die illegale und willkirliche Angriffe gegen Zivilist/innen ausfihren (UNAMA 10.2016). Zwischen 1.1. und 31.12.2016
registrierte UNAMA 11.418 zivile Opfer (3.498 Tote und 7.920 Verletzte) - dies deutet einen Rickgang von 2% bei
Getoteten und eine Erhéhung um 6% bei Verletzten im Gegensatz zum Vergleichszeitraum des Jahres 2015 an.
Bodenkonfrontation waren weiterhin die Hauptursache fiur zivile Opfer, gefolgt von Selbstmordangriffen und
komplexen Attentaten, sowie unkonventionellen Spreng- und Brandvorrichtung (IED), und gezielter und willkurlicher
Totungen (UNAMA 6.2.2017).

UNAMA verzeichnete 3.512 minderjahrige Opfer (923 Kinder starben und 2.589 wurden verletzt) - eine Erhéhung von
24% gegeniber dem Vergleichszeitraum des Vorjahres; die hochste Zahl an minderjahrigen Opfern seit
Aufzeichnungsbeginn. Hauptursache waren Munitionsriickstande, deren Opfer meist Kinder waren. Im Jahr 2016
wurden 1.218 weibliche Opfer registriert (341 Tote und 877 Verletzte), dies deutet einen Riickgang von 2% gegenuber
dem Vorjahr an (UNAMA 6.2.2017).

Hauptsachlich waren die stidlichen Regionen von dem bewaffneten Konflikt betroffen: 2.989 zivilen Opfern (1.056 Tote
und 1.933 Verletzte) - eine Erhéhung von 17% gegenlUber dem Jahr 2015. In den zentralen Regionen wurde die
zweithdchste Rate an zivilen Opfern registriert: 2.348 zivile Opfer (534 Tote und 1.814 Verletzte) - eine Erhéhung von



34% gegenuber dem Vorjahreswert, aufgrund von Selbstmordangriffen und komplexen Angriffe auf die Stadt Kabul.
Die 6stlichen und norddstlichen Regionen verzeichneten einen Rickgang bei zivilen Opfern: 1.595 zivile Opfer (433
Tote und 1.162 Verletzte) im Osten und

1.270 zivile Opfer (382 Tote und 888 Verletzte) in den norddstlichen Regionen. Im Norden des Landes wurden 1.362
zivile Opfer registriert (384 Tote und 978 Verletzte), sowie in den stddstlichen Regionen 903 zivile Opfer (340 Tote und
563 Verletzte). Im Westen wurden 836 zivile Opfer (344 Tote und 492 Verletzte) und 115 zivile Opfer (25 Tote und 90
Verletzte) im zentralen Hochgebirge registriert (UNAMA 6.2.2017).

Laut UNAMA waren 61% aller zivilen Opfer regierungsfeindlichen Elementen zuzuschreiben (hauptsachlich Taliban),
24%  regierungsfreundlichen  Kraften (20% den afghanischen  Sicherheitskraften, 2%  bewaffneten
regierungsfreundlichen Gruppen und 2% internationalen militdrischen Kraften); Bodenkdampfen zwischen
regierungsfreundlichen Kraften und regierungsfeindlichen Kraften waren Ursache fir 10% ziviler Opfer, wahrend 5%
der zivilen Opfer vorwiegend durch Unfalle mit Munitionsrickstanden bedingt waren (UNAMA 6.2.2017).

1.2.2. Nangarhar

Die Provinz Nangarhar liegt im Osten von Afghanistan. Im Norden grenzt sie an die Provinzen Kunar und Laghman, im
Westen an die Hauptstadt Kabul und die Provinz Logar und den Gebirgszug Spinghar im Suden (Pajhwok 0.D.g). Die
Provinzhauptstadt Jalalabad ist 120 Kilometer von Kabul entfernt (Xinhua 10.2.2017). Die Bevdlkerungszahl der Provinz
wird auf 1.545.448 geschatzt (CSO 2016)

Im Zeitraum 1.9.2015 - 31.5.2016 wurden in der Provinz Nangarhar
1.901 sicherheitsrelevante Vorfélle registriert (EASO 11.2016).

Seit dem Auftreten des Islamischen Staates in der bergreichen Provinz Nangarhar kommt es zu ZusammenstdRen
zwischen Sicherheitskrafte und IS-Aufstandischen (Xinhua 18.2.2017; vgl. auch: Xinhua 10.2.2017). Die Aktivitaten des
Islamischen Staates in der Provinz sind auf einige Gebiete in Nangarhar beschrankt (Tolonews 19.2.2017). Berichten
zufolge sind dies insbesondere die Distrikte Achin, Kot, Haska Mina, sowie andere abgelegene Distrikte in Nangarhar
(Khaama Press 22.1.2017).

In der Provinz werden regelmalig Luftangriffe gegen den Islamischen Staat durchgeftihrt (UN GASC 13.12.2016; vgl.
auch: Khaama Press 21.2.2017; Khaama Press 14.2.2017; ICT 7.2.2017; Global Times 28.1.2017; Khaama Press
29.12.2016). Auch werden regelmaRig militarische Operationen durchgefiihrt, um bestimmte Gegenden von
Aufstandischen zu befreien (UN GASC 13.02.2016; vgl. auch: Khaama Press 16.2.2017; Khaama Press 14.2.2017; Xinhua
10.2.2017; Xinhua 14.1.2017; Pajhwok 26.7.2016); getdtet wurden dabei hochrangige Fuhrer des IS (Khaama Press
16.2.2017; Xinhua 10.2.2017; vgl. auch:

Shanghai Daily 4.2.2017), aber auch Anflihrer der Taliban (Khaama Press 29.12.2017). In manchen Teilen der Provinz
hat sich die Sicherheitslage aufgrund von militdrischen Operationen verbessert (Pajhwok 19.9.2016). Einem
hochrangigen Beamten zufolge, werden die afghanischen Sicherheitskrafte weiterhin Druck auf Sympathisanten des IS
in Ostafghanistan austben, um zu verhindern, dass diese sich in den Distrikten Nangarhars oder anderen Provinzen
ausweiten (Khaama Press 24.1.2017).

1.2.3. Kabul

Die Provinzhauptstadt von Kabul und gleichzeitig Hauptstadt von Afghanistan ist Kabul Stadt. Die Provinz Kabul grenzt
im Nordwesten an die Provinz Parwan, im Nordosten an Kapisa, im Osten an Laghman, Nangarhar im Sudosten, Logar
im Stden und (Maidan) Wardak im Sudwesten. Kabul ist mit den Provinzen Kandahar, Herat und Mazar durch die
sogenannte RingstralRe und mit Peshawar in Pakistan durch die Kabul-Torkham Autobahn verbunden. Die Stadt hat 22
Stadtgemeinden und 14 administrative Einheiten (Pajhwok 0.D.z). Die Bevoélkerungszahl der Provinz wird auf 4.523.718
geschatzt (CSO 2016)

Im Zeitraum 1.9.2015 - 31.5.2016 wurden im Distrikt Kabul 151 sicherheitsrelevante Vorfélle registriert (EASO 11.2016).

Im Zeitraum 1.9.2015. - 31.5.2016 wurden in der gesamten Provinz Kabul 161 sicherheitsrelevante Vorfélle registriert
(EASO 11.2016).

Die afghanische Regierung behalt die Kontrolle Uber Kabul, groRere Transitrouten, Provinzhauptstadte und fast alle
Distriktzentren (USDOD 12.2015). Aufstandischengruppen planen oft Angriffe auf Gebdude und Individuen mit



afghanischem und amerikanischem Hintergrund: afghanische und US-amerikanische Regierungseinrichtungen,
auslandische  Vertretungen, militarische Einrichtungen,  gewerbliche Einrichtungen, Blros  von
Nichtregierungsorganisation, Restaurants, Hotels und Gastehduser, Flughdfen und Bildungszentren (Khaama Press
13.1.2017). Nach einem Zeitraum langer andauernder relativer Ruhe in der Hauptstadt, explodierte im Janner 2017 in
der Nahe des afghanischen Parlaments eine Bombe; bei diesem Angriff starben mehr als 30 Menschen (DW 10.1.2017).
Die Taliban bekannten sich zu diesem Vorfall und gaben an, hochrangige Beamte des Geheimdienstes waren ihr Ziel
gewesen (BBC News 10.1.2017).

In der Provinz Kabul finden regelmaRig militarische Operationen statt (Afghanistan Times 8.2.2017; Khaama Press
10.1.2017; Tolonews 4.1.2017a; Bakhtar News 29.6.2016). Taliban Kommandanten der Provinz Kabul wurden getotet
(Afghan Spirit 18.7.2016). ZusammenstoRen zwischen Taliban und Sicherheitskraften finden statt (Tolonews 4.1.2017).
Regierungsfeindliche Aufstandische greifen regelmaRig religiose Orte, wie z.B. Moscheen, an. In den letzten Monaten
haben eine Anzahl von Angriffen, gezielt gegen schiitische Muslime, in Hauptstadten, wie Kabul und Herat
stattgefunden (Khaama Press 2.1.2017; vgl. auch: UNAMA 6.2.2017).

1.2.4. Internationaler Flughafen Kabul

Der Flughafen in Kabul ist ein internationaler Flughafen (NYT 4.1.2016; vgl. auch: Hamid Karzai Airport 2015). Ehemals
bekannt als internationaler Flughafen Kabul, wurde er im Jahr 2014 in den internationalen Flughafen Hamid Karzai
umbenannt. Dieser liegt 16 km aulRerhalb des Stadtzentrums von Kabul. In den letzten Jahren wurde der Flughafen
erweitert und modernisiert. Ein neuer internationaler Terminal wurde hinzugeftigt und der alte Terminal wird nun fur

nationale Fluge benutzt (Hamid Karzai Airport 2015).
1.2.5. Ruckkehr
Unterstitzung durch verschiedene Organisationen Vorort

Eine steigende Zahl von Institutionen bietet Mikrofinanzleistungen an. Die Voraussetzungen hierfur unterscheiden
sich, wobei zumeist der Fokus auf die Situation/Gefahrdung des Antragenden und die Nachhaltigkeit des Projekts
gelegt wird. Rickkehrer und insbesondere Frauen erhalten regelmaRig Unterstitzung durch Mikrofinanzleistungen.
Jedoch sind die Zinssatze in der Regel vergleichsweise hoch (IOM 2016).

Das Welternahrungsprogramm der Vereinten Nationen (United Nations World Food Programme - WFP) hat in
Afghanistan eine neunmonatige Operation eingeleitet, um die wachsenden Zahl der Riickkehrer/innen aus Pakistan
und Binnenvertriebe zu unterstitzen, indem ihnen Notfallsnahrung und andere Mittel zur Verfligung gestellt werden:

Sowohl das WFP als auch andere UN-Organisationen arbeiten eng mit der afghanischen Regierung zusammen, um die
Kapazitat humanitarer Hilfe zu verstarken, rasch Unterkinfte zur Verfigung zu stellen, Hygiene- und
Nahrungsbedurfnisse zu stillen. Die Organisation bietet 163.000 nicht-registrierten Ruckkehrer/innen, 200.000
dokumentierten Ruckkehrer/innen und150.000 Binnenvertriebenen, Flichtlingen Nahrungs- und Finanzhilfe an; auch
35.000 Flichtlinge in den Provinzen Khost und Paktika wurden unterstitzt. Das WAFP hat seine Unterstitzungen in
Ostafghanistan verstarkt - um Unterernahrung zu vermeiden; das WFP unterstitzte mehr als 23.000 Kleinkindern aus
Ruckkehrer-Familien. Ziel des WFP ist es 550.000 Menschen durch Notfallsorganisationen zu helfen (UN News Centre
15.11.2016). Einige Lander arbeiten auch eng mit IOM in Afghanistan im Rahmen des Programms Assisted Voluntary
Return zusammen - insbesondere, um die Reintegration zu erleichtern. IOM bietet Beratung und psychologische
Betreuung im Aufnahmeland, Unterstitzung bei Reiseformalitdten, Ankunft in Kabul und Begleitung der Reintegration
einschlieBlich Unterstitzung bei der Suche nach einer Beschaftigung oder Gewahrung eines Ansto3kredits an. Obwohl
IOM Abschiebungen nicht unterstitzt und keine Abschiebungsprogramme durchfihrt, gibt IOM auch abgeschobenen
Asylbewerber/innen Unterstitzung nach der Ankunft im Land (AA 9.2016). Mit Ausnahme von IOM gibt es keine
weiteren Organisationen, die Unterstitzung bei der Reintegration von Ruckkehrer/innen in Afghanistan anbieten (IOM
2016).

Staatliches Pensionssystem

Es ist nur ein 6ffentliches Rentensystem etabliert. Das Ubliche Rentenalter liegt zwischen 63 und 65 Jahren, hangt
jedoch vom Einzelfall ab. Personen, die in Afghanistan gearbeitet haben, haben Zugang zu Rentenzahlungen. Es gibt
keine Einschrankungen, die einzige Voraussetzung ist, dass die Person mehr als 32 Jahre gearbeitet hat und zwischen

63-65 Jahren alte ist. Menschen mit korperlichen oder psychischen Behinderungen werden als



vulnerabel/schutzbedurftig eingestuft. Sie kdnnen Sozialhilfe beziehen und zumindest koérperlich benachteiligte
Menschen werden in der Gesellschaft respektvoll behandelt. Schwierig ist es allerdings mit mental erkrankten
Menschen, diese kénnen beim Roten Halbmond und in entsprechenden Krankenhdusern (Ali Abad Mental Hospital,
siehe Kontakte) behandelt werden (IOM 2016).

Es gibt keine finanzielle oder sonstige Unterstitzung bei Arbeitslosigkeit. Lediglich beratende Unterstitzung wird vom
Arbeitsministerium und der NGO ACBAR (www.acbar.org) angeboten (IOM 2016).

Erhaltungskosten in Kabul

Die monatlichen Lebenshaltungskosten in Kabul, fir eine Person sind abhdngig von den Ausgaben und liegen
durchschnittlich zwischen 150-250 USD pro Person. Diese Zahlen beziehen sich nur auf Kleidung, Nahrung und
Transport, die Unterbringung (Miete) ist dabei nicht bertcksichtigt. Die Haus- oder Wohnungsmiete hangt von der Lage
ab. Die Unterbringung im Zentrum der Stadt betragt fur eine Ein-Zimmer Wohnung (Bad und Kiche) beginnend von
6.000 AFA (88 USD) bis zu 10.000 AFD (146 USD) pro Monat (IOM 22.4.2016). In Kabul sowie im Umland und auch
anderen Stadten stehen eine groRe Anzahl an Hausern und Wohnungen zur Verflgung. Die Kosten in Kabul City sind
jedoch hoher als in den Vororten oder auch anderen Provinzen. Private Immobilienhandler bieten Informationen zu
Mietpreisen fUr Hauser, Apartments etc. an. Rickkehrer kénnen bis zur 2 Wochen im IOM Empfangszentrum in
Jangalak untergebracht werden (IOM 2016).

Wohnungssituation in Sar-e Pul

Die monatlichen Lebenshaltungskosten in Sar e Pol flir zwei Personen belaufen sich auf ca. 180-200 USD pro Monat.
Die monatlichen Mietkosten fur ein durchschnittliches Haus betragen ca. 70-90 USD und 150-200 USD pro Monat fir
ein Luxusapartment (IOM 4.8.2016).

Auszuge aus dem Bankensystem in Afghanistan

Nach einer Zeit mit begrenzten Bankdienstleistungen, entstehen im Finanzsektor in Afghanistan schnell mehr und
mehr kommerzielle Banken und Leistungen. Die kommerziellen Angebote der Zentralbank gehen mit steigender
Kapazitat des Finanzsektors zurlick. Es ist einfach in Afghanistan ein Bankkonto zu eréffnen. Die Bank wird nach
folgendem fragen: Tazkira/ (Personalausweis/Pass); 2 Passfotos und AFA 1,000 bis 5,000 als Mindestkapital fur das
Bankkonto (IOM 2016).

Bis heute sind mehr als ein Dutzend Banken im Land aktiv:

Afghanistan International Bank, Azizi Bank, Arian Bank, Alfalah Bank Ltd., Bank-E-Millie Afghan, BRAC Afghanistan
Bank, Development Bank of Afghanistan, Export Promotion Bank, Habib Bank of Pakistan, Kabul Bank, National Bank of
Pakistan, Pashtany Bank, Punjab National Bank - India, The First Microfinance Bank, Ghazanfar Bank, Maiwand Bank,
Bakhtar Bank. Zu deren Leistungen zahlen: Internationaler Geldtransfer via SWIFT (Society For World Wide Interbank
Funds Transfer), inlandische Geldtransfers in Afghanistan, diverse Kreditprodukte und andere Handelsleistungen,
sowie Sparen und Girokonten (IOM 2016).

Internationaler Geldtransfer via SWIFT ist seit 2003 Uber die Zentralbank verfiigbar. Auch kommerzielle Banken bieten
derzeit internationalen Geldtransfer an, manche nutzen eigene Mdéglichkeiten, andere greifen auf die Ressourcen der
Zentralbank zurtick. Die Zentralbank kann die Nachfrage des Bankensektors nach Bargeld in afghanischer Wahrung
sowie in US Dollar bedienen. Um Geld nach Afghanistan zu Uberweisen, missen die Betroffenen ein Konto in
Afghanistan haben. Die Zentralbank beabsichtigt, sich vom kommerziellen

Bankgeschaft zurlickzuziehen, da die kommerziellen Banken ihre Tatigkeiten in Afghanistan ausbauen. Die Zentralbank
kann Uberweisungen und andere Bankdienstleistungen in den Provinzen in ganz Afghanistan gewéhrleisten (IOM
2016). Geldtransferanbieter wie Western Union sind ebenfalls weit verbreitet (IOM 2016; vgl. auch:

Western Union Holdings, Inc 2016 und Azizi Bank 2014).
Memorandum of Understanding (MoU)

Die Schweiz, Australien, Iran, Norwegen, Pakistan, Danemark, Frankreich, GroBbritannien, die Niederlande und
Schweden haben seit 2002 mit Afghanistan und dem UNHCR sog. Drei- Parteien-Abkommen (MoU - Memorandum of
Understanding) zur Regelung der freiwilligen Rickkehr von afghanischen Fllichtlingen in ihr Heimatland geschlossen.
Die Abkommen sehen u.a. die Ubernahme von Reisekosten, Wiedereingliederungshilfe  und



Unterstitzungsmallnahmen fir besonders schutzbedurftige Flichtlinge vor. Grol3britannien, Frankreich, Italien,
Danemark, Norwegen, Schweden und Australien schieben abgelehnte Asylbewerber/innen afghanischer Herkunft nach
Afghanistan ab. Von Norwegen ist bekannt, dass auch Familien mit minderjahrigen Kindern abgeschoben werden. Der
afghanische Fluchtlingsminister Balkhi (seit Ende Januar 2015 im Amt) lehnt die Ricknahme von afghanischen
Flichtlingen ab und ignoriert die MoUs, wurde jedoch von Prasident Ghani in seinem Einfluss beschnitten. Ein deutsch-
afghanisches Ricknahme-MoU wurde am 2. Oktober 2016 in Kabul unterzeichnet (AA 9.2016).

Unterstitzung durch Nichtregierungsorganisationen

Laut UNHCR handelt es sich bei afghanischen UMF allgemein um mannliche unbegleitete Kinder im Alter zwischen 13
und 17 Jahren, die so eine Reise auf sich nehmen - motiviert werden sie aus unterschiedlichen Griinden. Diese
zusammenhangenden Faktoren inkludieren Armut, Unsicherheit, inaddquate Bildungs- und Arbeitsmdglichkeiten,
sowie Erwartungshaltung von Familie und Peergruppe. Sowohl aus Gegenden mit einer geringen Zahl an entsandten
Kindern, als auch aus Gegenden mit einer hohen Zahl entsandter Kinder, waren europadische Lander typischerweise
das gewulnschte Ziel. Der Iran wurde teilweise als Zwischenstation ausgewahlt, da dort lebende Familienmitglieder und
Verwandte helfen konnten Arbeit zu finden. Die Hauptabreiseorte waren Herat, Islam Qala [Anm.: im Westen von
Herat] und Nimroz. Es ist allgemein bekannt, dass Schmuggelnetzwerke fir diese Reise verwendet werden (UNHCR
12.2014).

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellung zur Staatszugehorigkeit des Beschwerdeflhrers griindet sich auf seine im gesamten Verfahren gleich
gebliebenen Angaben und die von ihm vorgelegten Unterlagen. Das Bundesverwaltungsgericht sieht keine

Veranlassung, an diesen zu zweifeln.

Die Feststellungen zur ursprunglichen Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten bzw. zur Erteilung der
befristeten Aufenthaltsberechtigung, zu den strafgerichtlichen Verurteilungen und zur amtswegigen Aberkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten bzw. zum Entzug der erteilten Aufenthaltsberechtigung ergeben sich aus dem
Verwaltungsakt sowie dem eingeholten Strafregisterauszug vom 20.12.2017.

Die Feststellungen zu den Folgen einer Riickkehr des Beschwerdefilihrers in die Provinz Nangarhar ergeben sich aus
den o.a. Landerfeststellungen. Daraus geht im Wesentlichen hervor, dass es in der Provinz Nangarhar regelmaRig zu
sicherheitsrelevanten Vorfallen kommt und militarische Operationen durchgeftuhrt werden, um bestimmte Gegenden
von Aufstandischen zu befreien.

Die Feststellungen zur Ruckkehr des Beschwerdeflhrers in die Stadt Kabul ergeben sich aus den o.a.
Landerfeststellungen. Mit der im Wege seines Rechtsvertreters erhobenen Stellungnahme in der mundlichen
Verhandlung am 21.12.2017 trat der BeschwerdefUhrer diesen Landerberichten nicht substantiiert entgegen.

Die Feststellungen zur finanziellen Unterstitzungsmoglichkeit durch die Familie des Beschwerdefihrers ergeben sich
aus den Aussagen des Beschwerdefiihrers vor dem Bundesverwaltungsgericht am 21.12.2017, welche auch zum
Zeitpunkt des Erkenntnisses des Bundesverwaltungsgerichtes vom 23.10.2014 bestanden haben.

Die Aussage des Beschwerdeflhrers, dass nunmehr bei manchen Familienangehdérigen kein Geld mehr vorhanden sei,
wird lediglich als Schutzbehauptung erachtet. Die Feststellung zu den sozialen Kontakten und zu den
Deutschkenntnissen ergibt sich aus den diesbeziglichen Angaben des Beschwerdefihrers vor dem
Bundesverwaltungsgericht am 21.12.2017 (vgl. Niederschrift der mtindlichen Verhandlung am 21.12.2017, Seite 9).

Die Landerfeststellungen ergeben sich aus den jeweils angefihrten Landerberichten angesehener staatlicher und
nichtstaatlicher Einrichtungen. Angesichts der Seriositat der Quellen und der Plausibilitat ihrer Aussagen besteht fur
das Bundesverwaltungsgericht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den Feststellungen

zur Situation in Afghanistan zu Grunde gelegt werden konnten.

Insoweit den Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat Berichte alteren Datums zugrunde gelegt wurden, ist
auszufuhren, dass sich seither die darin angefuhrten Umstdnde unter Berucksichtigung von anderen dem

Bundesverwaltungsgericht von Amts wegen vorliegenden Berichten aktuelleren Datums fur die Beurteilung der



gegenwartigen Situation nicht wesentlich gedndert haben. Das Bundesverwaltungsgericht verkennt nicht, dass die
Versorgungslage und Wirtschaftslage in Afghanistan zwar angespannt ist, aber Versorgungs- und
Verdienstmoglichkeiten grundsatzlich vorhanden sind.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu A)

3.1. Zur Aberkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten (Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides) und
zur Entziehung der befristeten Aufenthaltsberechtigung (Spruchpunkt . des angefochtenen Bescheides):

3.1.1. Die mal3geblichen gesetzlichen Bestimmungen lauten:

"8 9. (1) Einem Fremden ist der Status eines subsidiar Schutzberechtigten von Amts wegen mit Bescheid abzuerkennen,

wenn

1. die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten (8 8 Abs. 1) nicht oder nicht
mehr vorliegen;

2. er den Mittelpunkt seiner Lebensbeziehungen in einem anderen Staat hat oder

3. er die Staatsangehdrigkeit eines anderen Staates erlangt hat und eine Zurlckweisung, Zurtckschiebung oder
Abschiebung des Fremden in seinen neuen Herkunftsstaat keine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention oder fir ihn als Zivilperson keine ernsthafte Bedrohung des
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes mit sich bringen wirde.

(2) Ist der Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht schon aus den Griinden des Abs. 1 abzuerkennen, so hat eine
Aberkennung auch dann zu erfolgen, wenn

1. einer der in Art. 1 Abschnitt F der Genfer Flichtlingskonvention genannten Griinde vorliegt;
2. der Fremde eine Gefahr fir die Allgemeinheit oder fiir die Sicherheit der Republik Osterreich darstellt oder

3. der Fremde von einem inldndischen Gericht wegen eines Verbrechens & 17 StGB) rechtskraftig verurteilt worden ist.
Einer Verurteilung durch ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten,
die den Voraussetzungen des 8 73 StGB, BGBI. Nr. 60/1974, entspricht.

In diesen Fallen ist die Aberkennung des Status des subsididar Schutzberechtigten mit der Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden Malinahme und der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurlckweisung, Zurlckschiebung
oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulassig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von
Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willktrlicher Gewalt im Rahmen
eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wtrde.

(3) Ein Verfahren zur Aberkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten ist jedenfalls einzuleiten, wenn der
Fremde straffallig geworden ist (8 2 Abs. 3) und das Vorliegen der Voraussetzungen gemal3 Abs. 1 oder 2
wahrscheinlich ist.

(4) Die Aberkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten ist mit dem Entzug der Aufenthaltsberechtigung als
subsidiar Schutzberechtigter zu verbinden. Der Fremde hat nach Rechtskraft der Aberkennung Karten, die den Status
des subsidiar Schutzberechtigten bestatigen, der Behdrde zurtickzustellen" (AsylG 2005).

GemalR 8 17 Abs. 1 StGB sind Verbrechen vorsatzliche Handlungen, die mit lebenslanger oder mehr als dreijahriger
Freiheitsstrafe bedroht sind; alle anderen strafbaren Handlungen sind Vergehen.

Gemal? § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Status des subsidiar Schutzberechtigten einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist,

wenn eine Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
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Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

Gemal’ § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten
nach Abs. 1 leg.cit. mit der abweisenden Entscheidung nach 8 3 leg.cit. oder der Aberkennung des Status des
Asylberechtigten nach § 7 leg.cit. zu verbinden.

GemalR § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Antrage auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11 leg.cit.) offen steht.

GemaR § 11 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Antrag auf internationalen Schutz von Asylwerbern, denen in einem Teil ihres
Herkunftsstaates vom Staat oder sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des
Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden kann, und denen der Aufenthalt in diesem Teil des
Staatsgebietes zugemutet werden kann, abzuweisen (innerstaatliche Fluchtalternative). Schutz ist gewahrleistet, wenn
in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegrindete Furcht nach Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK vorliegen
kann und die Voraussetzungen zur Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten (§ 8 Abs. 1 AsylG 2005) in
Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind.

3.1.2. Der Verwaltungsgerichtshof hat sich mit der bisherigen héchstgerichtlichen Rechtsprechung zum realen Risiko
einer drohenden Verletzung der Art. 2 und 3 EMRK und zur ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im innerstaatlichen Konflikt auseinandergesetzt und diese wie folgt
zusammengefasst (VwWGH 21.02.2017, Ra 2016/18/0137):

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes setzt die Beurteilung eines drohenden Verstol3es gegen Art. 2
oder 3 EMRK eine Einzelfallpriifung voraus, in deren Rahmen konkrete und nachvollziehbare Feststellungen zu der
Frage zu treffen sind, ob einer Person im Fall der Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat die reale Gefahr ("real risk")
insbesondere einer gegen Art. 2 oder 3 EMRK verstoBenden Behandlung droht. Es bedarf einer ganzheitlichen
Bewertung der moglichen Gefahren, die sich auf die persénliche Situation des Betroffenen in Relation zur allgemeinen
Menschenrechtslage im Zielstaat zu beziehen hat (vgl. etwa VwGH 08.09.2016, Ra 2016/20/0053 mwN).

Um von der realen Gefahr ("real risk") einer drohenden Verletzung der durch Art. 2 oder 3 EMRK garantierten Rechte
eines Asylwerbers bei Rickkehr in seinen Heimatstaat ausgehen zu kdnnen, reicht es nach der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes nicht aus, wenn eine solche Gefahr blo3 mdglich ist. Es bedarf vielmehr einer dariber
hinausgehenden Wahrscheinlichkeit, dass sich eine solche Gefahr verwirklichen wird (vgl. etwa VwWGH 26.06.2007,
2007/01/0479 und 23.09.2009, 2007/01/0515 mwN).

Die AuBerlandesschaffung eines Fremden in den Herkunftsstaat kann auch dann eine Verletzung von Art. 3 EMRK
bedeuten, wenn der Betroffene dort keine Lebensgrundlage vorfindet, also die Grundbediirfnisse der menschlichen
Existenz (bezogen auf den Einzelfall) nicht gedeckt werden kdnnen. Nach der auf der Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte beruhenden Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist eine solche
Situation nur unter exzeptionellen Umstanden anzunehmen (vgl. VwGH 08.09.2016, Ra 2016/20/0063).

Dartber hinaus ist auf die Rechtsprechung der Hd&chstgerichte zu verweisen, wonach es grundsatzlich der
abschiebungsgefahrdeten Person obliegt, mit geeigneten Beweisen gewichtige Griinde flur die Annahme eines Risikos
nachzuweisen, dass ihr im Falle der Durchfihrung einer RuckfihrungsmalBnahme eine dem Art. 3 EMRK
widersprechende Behandlung drohen wiirde (vgl. VwGH 05.10.2016, Ra 2016/19/0158 mit Verweis auf das Urteil des
EGMR vom 05.09.2013, | gegen Schweden, Appl. 61.204/09 mwH).

Selbst wenn einem Antragsteller in seiner Herkunftsregion eine Art. 3 EMRK-widrige Situation drohen sollte, ist seine
Ruckfuhrung dennoch moglich, wenn ihm in einem anderen Landesteil seines Herkunftsstaates eine innerstaatliche
Fluchtalternative zur Verfigung steht (§ 11 AsylG 2005). lhre Inanspruchnahme muss dem Fremden - im Sinne eines
zusatzlichen Kriteriums - zumutbar sein (Prufung der konkreten Lebensumstande am Zielort); flr die Frage der
Zumutbarkeit (im engeren Sinn) muss daher ein geringerer Maf3stab als fir die Zuerkennung subsididren Schutzes als
mafgeblich angesehen werden (vgl. Filzwieser/Frank/Kloibmuller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, 2016, § 11 A
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Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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